
Botschaft 
zuhanden der 

Volksabstimmung
vom 27. November 2016

betreffend

Gebührengesetz zum Baugesetz



2

Inhaltsverzeichnis

Kurzfassung für eilige Leser 3

Erläuterungen zum Gesetzesentwurf 4
 I. Baubewilligungs- und andere baurechtliche Verfahren (Art. 1 – 10) 4
 II. Gebühren für gesteigerten Gemeingebrauch (Art. 11 – 13) 4
 III. Ersatzabgabe (Art. 14) 5
 IV. Schlussbestimmung (Art. 15) 5
Bisherige Gebührenordnung für das Baubewilligungsverfahren 6
Neues Gebührengesetz zum Baugesetz 11



3

Kurzfassung für eilige Leser
Die Gebühren für das Baubewilligungsverfahren werden zurzeit, gestützt auf 
die 13 Jahre alte Gebührenordnung vom 4. Mai 2003 erhoben. Wenn auch 
die Anzahl der Baugesuche (Neubauten) rückläufig ist, ist der Aufwand für die 
Prüfung der einzelnen Bau- und Abänderungsgesuche wesentlich grösser als 
bisher. Hauptauslöser dieser Mehraufwendungen sind das am 1. Januar 2016 
in Kraft getretene Zweitwohnungsgesetz sowie die sich aus der Rechtspre-
chung der letzten Jahre ergebenden höheren Anforderungen an die Verfahren 
und die Begründungsdichte. Damit die Behandlung der Baugesuche künftig 
wieder kostendeckend durchgeführt werden kann, schlagen wir eine Totalrevi-
sion der Gebührenordnung für das Baubewilligungsverfahren vor. 

Antrag
Sehr geehrte Stimmbürgerinnen, sehr geehrte Stimmbürger

Bei Anwesenheit von 15 Mitgliedern beantragt Ihnen der Gemeinderat ein-
stimmig der Revision der Gebührenordnung für das Baubewilligungsverfahren 
zuzustimmen.

St. Moritz, 29. September 2016

Gemeinde St. Moritz

Der Gemeindepräsident: Sigi Asprion
Die Gemeindeschreiberin-Stellvertreterin: Gabi Bogner
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Erläuterungen zum Gesetzesentwurf 

I. Baubewilligungs- und andere baupolizeiliche Verfahren (Art. 1 – 10)
In diesem Kapitel werden die Behandlungsgebühren im ordentlichen Bau-
bewilligungsverfahren, im Meldeverfahren sowie in anderen baurechtlichen 
Verfahren definiert. Ebenso werden die Gebührenerhebung bei zusätzlichen 
Aufwendungen wie das Behandeln von Baueinsprachen, Gesuche um vorläu-
fige Beurteilungen sowie allfällige Rückerstattungen von Gebühren geregelt, 
resp. der Verweis auf übergeordnete Erlasse gemacht. 
Die Baubewilligungsgebühr soll neu bei Neubauten, Wiederaufbauten, Um-
bauten, Erweiterungen 3 ‰ der Baukosten für die ersten CHF 2 Mio. Bau-
kosten und 2 ‰ der Baukosten für die CHF 2 Mio. übersteigenden Baukosten 
betragen. Die heutige Gebührenordnung sieht eine Baubewilligungsgebühr 
von 2 ‰ (unabhängig von der Höhe der Baukosten) lediglich bei Neubauten 
(inkl. Wiederaufbauten) vor. Die Baubewilligungsgebühren bei Umbauten und 
Erweiterungen wurden bisher nach Aufwand (min. CHF. 100.–) erhoben. Die 
bisherige Mindestgebühr von CHF 100.– soll auf CHF 300.– erhöht werden.
Oft ist es heute so, dass die approximativen Baukosten im Rahmen des Bau-
bewilligungsverfahrens zu niedrig angegeben werden. Neu soll die Möglich-
keit bestehen, wenn die effektiven Baukosten die bei Festsetzung der Gebühr 
berücksichtigten Baukosten um mehr als 10 % übersteigen, nach Eingang der 
amtlichen Schätzung eine ergänzende Baubewilligungsgebühr für die gesam-
te Differenz zu erheben (Art. 6). Unterschreiten die effektiven Baukosten die 
berücksichtigten Baukosten um mehr als 10 %, so wird die entsprechende 
Gebührendifferenz erstattet.

II. Gebühren für gesteigerten Gemeingebrauch (Art. 11 – 13)
Die Gebühren für die temporäre Beanspruchung des öffentlichen Grundes 
sollen gegenüber heute nicht verändert werden. Es wird lediglich zusätzlich 
die Gebühr für die tageweise Beanspruchung von öffentlichen Parklätzen de-
finiert. 
Neu geregelt werden die bis anhin im Einzelfall festgelegten Gebühren für 
temporärere Ankerrechte zulasten von öffentlichem Boden und die Entnah-
men von Wärme aus öffentlichen Gewässern. Damit werden bestehende 
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Rechtsunsicherheiten bei der Erhebung dieser Gebühren beseitigt, und es 
wird namentlich eine transparente sowie rechtsgleiche Behandlung aller Ge-
suchsteller sichergestellt. 

III. Ersatzabgabe (Art. 14)
Die Ersatzabgaben für Strassenabstandsunterschreitungen wurden bisher 
im Einzelfall geregelt. Durch die Festlegung der Ersatzabgaben bei Stra-
ssenabstandsunterschreitungen wird eine transparente sowie rechtsgleiche 
Behandlung aller Gesuchsteller sichergestellt. Bezüglich Grenz- und/oder 
Gebäudeabstandsunterschreitung gegenüber Nicht-Strassengrundstücken 
entscheidet die Baubehörde in ihrer Funktion als Grundeigentümerin wie eine 
Privatperson im Rahmen einer vertraglichen Vereinbarung (vgl. Art. 77 Abs. 1 
KRG). Konkrete Ansätze können in dieser Konstellation nicht sinnvoll definiert 
werden, weil die Nachteile für die gemeindeeigenen Grundstücke – welche 
aus einer Gewährung solcher Abstandsunterschreitungen resultieren – sehr 
unterschiedlich sein können und insbesondere nicht allein vom Mass der Ab-
standsunterschreitung abhängen. 

IV. Schlussbestimmung (Art. 15)
Das neue Gebührengesetz soll – vorbehältlich der Annahme durch das 
Stimmvolk – die bisherige Gebührenordnung vom 4. Mai 2003 ersetzen. Das 
Verfahren für den Erlass des Gebührengesetzes richtet sich nach Art. 29 – 33 
Gemeindeverfassung vom 9. Juli 1978
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4. Mai 2003

Gestützt auf Art. 150 des Baugesetzes erlässt die Gemeinde 
St. Moritz folgende Gebührenordnung:

Art. 1

Gebührenpflichtig sind alle Verrichtungen des Bauamtes 
und  der Baubehörde, für die nachfolgend Gebühren vorge-
sehen sind.

Dienstleistungen, für welche die Gebühren-Ordnung keinen 
Gebührenansatz vorsieht, sind bei deren Festsetzung nach 
Ausmass des Arbeitsaufwandes angemessen zu berück- 
sichtigen und in Rechnung zu stellen.

Die Gebühr schuldet, wer das gebührenpflichtige Geschäft 
auslöst.

Dienstleistungen, für die im Sinne einer Ausnahme keine 
Gebühren erhoben werden, sind mit dem Vermerk «gebüh-
renfrei» zu versehen.

Allgemeines

Gemeinde St. Moritz

Gebühren-Ordnung für das 
Baubewilligungsverfahren 
in der Gemeinde St. Moritz

vom 4. Mai 2003

13.2
1

Bisherige Gebührenordnung für das Baubewilligungsverfahren
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4. Mai 2003

Gebühren-Ordnung Baubewilligungsverfahren13.2
2

Art. 2 

Die Baubewilligungs-Gebühr beträgt:

a) Bei Neubauten 20/00 der Baukosten. Werden diese im Bau-
gesuchsformular offensichtlich zu tief angegeben, dann 
ist die Baubehörde berechtigt, diese Kosten nach eige- 
nem Ermessen zu schätzen bzw. einschätzen zu lassen.

b) Für Reklameeinrichtungen, Antennenanlagen etc.: 
Nach Aufwand (mind. CHF 100.–).

c) Für abgelehnte Baugesuche: 
 1⁄4 – 3⁄4 der Baubewilligungsgebühr (mind. CHF 100.–).

d) Für behandelte, zurückgezogene Baugesuche: 
1⁄4 – 3⁄4 der Baubewilligungsgebühr (mind. CHF 100.–).

e) Für Gesuche um Verlängerung der Baubewilligung: 
Nach Aufwand (mind. CHF 100.–).

f) Für Zusatzbewilligungen bei geänderten oder erweiterten 
Baugesuchen: 
Nach Aufwand (mind. CHF 100.–).

g) Für Vorentscheide gemäss Art. 146 des Baugesetzes: 
Nach Aufwand (mind. CHF 200.–).

h) Für die Kontrolle des Energienachweises: 
Nach Aufwand

Bei Baugesuchen mit ausserordentlichem Zeitaufwand ist 
die Gebühr angemessen zu erhöhen.

Bei publikationspflichtigen Vorkehrungen werden die Publi-
kationskosten dazugeschlagen ebenso Gebühren, welche 
der Gemeinde von anderen Amtsstellen belastet werden.

Art. 3 

Die Baubewilligungsgebühr umfasst die ordentlichen ge- 
bührenpflichtigen Tätigkeiten von Bauamt, Baukommission 
und Baubehörde, namentlich:

Baubewilligungs-
Gebühren

Gebührenpflichtige 
Tätigkeiten
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4. Mai 2003

Gebühren-Ordnung Baubewilligungsverfahren 13.2
3

– Prüfung des Baugesuches
– Baupublikation
– Ausfertigung Bau- und Einspracheentscheide
– Baupolizeiliche Kontrolle wie:

– Kontrolle Baugespann
– Abnahme Schnurgerüst
– Rohbau- und Schlussabnahme
– Abnahme des Kanalisationsanschlusses
– Abnahme des Wasserleitungsanschlusses
– Abnahme Schutzraumarmierungen/Schutzraum- 

einrichtung
– Abnahme Ölfeuerungs- und Tankanlage
– Kontrolle Energievorschriften

Art. 4 

Auslagen für Fachgutachten und für Bauberatungen, be- 
sondere Leistungen der Gemeindeverwaltung sowie allfälli-
ge Kosten des Grundbuchamtes sind zusätzlich zur ordent-
lichen Baubewilligungsgebühr zu entrichten. Die Baubehör- 
de kann die Bevorschussung dieser Kosten verlangen.

Mehraufwendungen, die infolge Eingabe ungenügender 
Gesuchsunterlagen oder Nichteinhaltung von Plänen oder 
Vorschriften notwendig werden sowie zusätzliche baupoli- 
zeiliche Kontrollen wegen Beanstandungen, werden eben-
falls dem Gesuchsteller in Rechnung gestellt.

Art. 5 

Folgende Gebühren werden nach Aufwand berechnet 
(mind. CHF 100.–):

a) Reverse und Vereinbarungen, die im Grundbuch einzu- 
tragen sind.

b) Erteilung von Ausnahmebewilligungen durch die Bau- 
behörde.

Abgeltung 
von besonderen 
Aufwendungen

Übrige Gebühren



9

4. Mai 2003

Gebühren-Ordnung Baubewilligungsverfahren13.2
4

Art. 6 

Für den Fall, dass mit den nach dieser Ordnung erhobe- 
nen Gebührenansätzen das Verhältnismässigkeitsprinzip 
(Aequivalenzprinzip) verletzt wäre, ist die Baubehörde be-
rechtigt, auf ein begründetes Gesuch, die Gebührenansätze 
angemessen zu reduzieren. Die widerlegbare Vermutung 
für eine Verletzung dieses Grundsatzes besteht in jedem 
Fall dann, wenn die Baubewilligungsgebühr für ein Einzel- 
objekt nach Art. 3 und 4 den Betrag von CHF 25‘000.– über-
steigt.

Art. 7 

Für die vorübergehende Benützung von öffentlichem Grund, 
insbesondere für den Gerüstbau, das Abladen und Ablagern 
von Baumaterialien und dergleichen werden gestützt auf 
Art. 55 Abs. 1 Baugesetz folgende Gebühren erhoben:

– Bereich Fussgängerzone CHF 20.– pro m2 und Monat

– Bereich Innere Dorfzone  
inkl. Strassenfläche CHF 15.– pro m2 und Monat

– Andere Bauzonen  
inkl. Strassenfläche CHF 10.– pro m2 und Monat

– Übrige Gebiete CHF   5.– pro m2 und Monat

Für eine länger andauernde Beanspruchung von öffentli-
chem Grund kann die Baubehörde aufgrund eines begrün- 
deten Gesuches die Gebührenansätze angemessen reduzie-
ren.

Die Kosten für die Wiederherstellung des öffentlichen Grun-
des gehen vollumfänglich zu Lasten des Gesuchsstellers.

Art. 8 

Die Baubewilligungsgebühren sowie allfällige weitere da- 
mit verbundene besondere Aufwendungen werden mit 

Fälligkeit

Abweichung 
von den 
Gebührenansätzen

Öffentlicher 
Grund
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4. Mai 2003

Gebühren-Ordnung Baubewilligungsverfahren

Aushändigung des Baubewilligungsentscheides fällig und 
sind innert 30 Tagen zu bezahlen.

Alle übrigen Gebühren und Kosten werden innert 30 Tagen 
nach Rechnungsstellung fällig.

Art. 9 

Der Gemeinderat ist befugt die Gebührenansätze anzupassen.

Art. 10 

Diese Gebührenordnung tritt nach Annahme durch die Ur-
nenabstimmung in Kraft. Sie gilt rückwirkend per 1. Januar 
2003. Mit dem Inkrafttreten dieser Gebührenordnung sind 
alle damit in Widerspruch stehenden anderen Erlasse auf- 
gehoben.

Beschlossen anlässlich der Urnenabstimmung vom 
4. Mai 2003.

 
Gemeinde St. Moritz 
Der Gemeindepräsident: Peter Barth 
Der Gemeindeaktuar: Albert R. Nold

Anpassung der 
Gebührenansätze

Übergangs-
bestimmungen

13.2
5



Neues Gebührengesetz zum Baugesetz
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